
 

 Informationsblatt nach Art. 13 und 14 EU-Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) - Fachdienst Jugend - 
 
Wir informieren Sie hiermit über die wesentlichen Inhalte der Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten im Zusammenhang mit den Verarbeitungstätigkeiten im  

Fachdienst Jugend. 

 
Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen: 

 

Verantwortlicher ist für die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten ist der Landkreis Waldeck-Frankenberg, Der Kreisausschuss, Südring 2, 34497 Korbach, E-Mail: 

post@lkwafkb.de 

 
Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten: 

 

Unseren Datenschutzbeauftragten erreichen Sie per Mail unter datenschutz@lkwafkb.de oder per Briefpost unter "Landkreis Waldeck-Frankenberg", Der Datenschutzbeauf-

tragte, Südring 2, 34497 Korbach. 
 

Ihre Rechte als Betroffene/r: 

 

Sie haben das Recht, von dem Verantwortlichen eine Bestätigung darüber zu verlangen, ob personenbezogene Daten von Ihnen verarbeitet werden; ist dies der Fall, so haben 
Sie ein Recht auf Auskunft über die personenbezogenen Daten (Art. 15 DSGVO). 

 

Sollten unrichtige personenbezogenen Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf Berichtigung zu (Art. 16 DSGVO). 
 
Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschränkung der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen 
(Art. 17, 18 und 21 DSGVO). 

 

Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur Datenverarbeitung besteht und die Datenverarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren durchge-
führt wird, steht Ihnen gegebenenfalls ein Recht auf Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO). 
 

Weiterhin besteht ein Beschwerderecht bei der für uns zuständigen Aufsichtsbehörde (Art. 77 DSGVO). Dies ist der Hessische Beauftragte für Datenschutz und Informationsfrei-

heit. 

 
Sofern die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten auf Grundlage Ihrer Einwilligung erfolgt, können Sie die Einwilligung jederzeit für die Zukunft widerrufen. Durch den 
Widerruf wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt (Art. 7 Abs. 3 DSGVO). 
 

 
 
 

 

mailto:post@lkwafkb.de


 

Weitere Informationen zur Verarbeitung der Daten können Sie der folgenden Tabelle entnehmen:  

lfd. 

Nr. 

Sachge-

biet 

Verarbeitungs-

tätigkeit 

Zwecke der Verar-

beitung (Art. 30 

Abs. 1 S. 2 lit b) 

Rechts-

grundlage 

Beschreibung der 

Kategorien betroffe-

ner Personen  (Art. 

30 Abs. 1 S. 2 lit. c) 

Beschreibung der Ka-

tegorien von perso-

nenbezogenen Daten 

(Art. 30 Abs. 1 S. 2 lit. 

c) 

Verpflichtung 

zur Bereitstel-
lung der perso-

nenbezogenen 

Daten und Fol-

gen einer Nicht-

bereitstellung 
der personenbe-

zogenen Daten 

Kategorien von 

Empfängern, ge-
genüber denen die 

personenbezoge-

nen Daten offen 

gelegt worden 

sind oder noch 
werden (Art. 30 

Abs. 1 S. 2 lit. d) 

Ggf. Übermitt-

lungen von per-
sonenbezogenen 

Daten an ein 

Drittland oder 

an eine interna-

tionale Organi-
sation (Art. 30 

Abs. 1 S. 2 lit. e) 

Fristen für 
die Lö-

schung der 

verschiede-

nen Daten-

kategorien 
(Art. 30 Abs. 

1 S. 2 lit. f) 

Technische und organisa-

torische Maßnahmen (Art. 

30 Abs. 1 S. 2 lit. f) 

1 

Fach-

dienst-

leitung 

Geschäftsfüh-

rung des Ju-

gendhilfeaus-

schusses 

Die Verarbeitung ist 

für die Vorberei-
tung, Durchführung 

und Nachbereitung 

der Sitzungen des 

Jugendhilfeaus-

schusses erforder-

lich. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c und e, 
Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-

GVO i.V.m. 

§ 71 SGB 

VIII 

Mitglieder des Ju-

gendhilfeausschusses 

Familienname, Geburts-

name, Vorname, Ge-

burtsdatum, Geburts-
ort, Geschlecht, An-

schrift, Telefonnummer, 

E-Mail-Adresse, Berufs-

tätigkeit, Arbeitgeber, 

Bankverbindung, Frakti-

ons- bzw. Organisati-
onszugehörigkeit 

Bei Nichtbereit-

stellung der per-

sonenbezogene-
nen Daten ist die 

ordnungsgemäße 

Geschäftsführung 

des Jugendhil-

feausschusses 
nicht möglich. 

Keine 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 
ein Drittland oder 

an eine internati-

onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-
gesehen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 30 

Jahre  

Beginn der 
Frist: 31.12. 

des Jahres, in 

dem das 

letzte Doku-

ment zum 
Akt genom-

men wurde 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-
schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-
fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-
zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 
Virenschutzlösungen 



 

2 

Allge-

meiner 

Sozialer 

Dienst 

Fachliche Um-

setzung der 
Leistungen und 

Aufgaben der 

Jugendhilfe 

nach dem SGB 

VIII: Förderung 
der Erziehung 

in der Familie - 

Hilfe zur Erzie-

hung, Einglie-

derungshilfe 
für seelisch be-

hinderte Kinder 

und Jugendli-

che , Hilfe für 

junge Volljäh-
rige 

Die Daten werden 

verarbeitet, um (An-

träge auf) die Inan-

spruchnahme der 

Leistungen Förde-
rung der Erziehung 

in der Familie, Hilfe 

zur Erziehung, Ein-

gliederungshilfe für 

seelisch behinderte 
Kinder und Jugend-

liche sowie Hilfe für 

junge Volljährige zu 

bearbeiten. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c und e, 
Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-

GVO i.V.m. 

§§ 18-21 

und  §§ 27-
35a, 41 

SGB VIII 

Mutter, Vater, Junger 
Mensch, ggf.: Vor-

mund, gesetzlicher 

Vertreter, Pflegefami-

lie, Geschwister, 

Fachkräfte 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-

verbindung, Einkom-
mensverhältnisse, Ver-

mögensverhältnisse, 

Daten zum Versiche-

rungsverhältnis, Ge-

sundheitsdaten, Anga-
ben zur gesetzlichen Be-

treuung, Vormund-

schaft und Pflegschaft, 

Angaben über persönli-

che und familiäre Ver-
hältnisse, Sprache in 

der Familie, Besuch von 

Schule/Kindertagesein-

richtung, Daten zum 

schulischen und berufli-
chen Werdegang 

Die Antragsteller 

sind gemäß § 60 

Abs. 1 SGB I ver-

pflichtet, perso-

nenbezogene Da-
ten anzugeben. 

Eine Folge der 

Nichtbereitstel-

lung kann sein, 

dass über die im 
Einzellfall geeig-

nete und notwen-

dige Leistung 

nicht entschieden 

werden kann. 

andere Behörden 

(z.B. Sozialhilfeträ-

ger, Jobcenter, Ge-

sundheitsamt, Aus-

länderbehörde), 
Gerichte, Be-

treuer/Vor-

mund/Pfleger, Trä-

ger der Jugendhilfe, 

Schulen und Ein-
richtungen der Kin-

dertagesbetreuung, 

Polizei- und Straf-

verfolgungsbehör-

den 

Die Datenüber-

mittlung an ein 
Drittland kann im 

Rahmen einer ge-

währten Jugend-

hilfemaßnahme 

im Ausland erfol-
gen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 
100 Jahre (§ 

9b SGB VIII)  

Beginn der 

Frist: Ab Ge-

burtsdatum 
des Kindes 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-
schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-
fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-
renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 
Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 



 

3 

Allge-

meiner 

Sozialer 

Dienst 

Fachliche Um-

setzung der 

Leistungen und 

Aufgaben der 

Jugendhilfe 
nach dem SGB 

VIII: Vorläufige 

Maßnahmen 

zum Schutz von 

Kindern und 
Jugendlichen, 

Schutzauftrag 

bei Kindes-

wohlgefähr-

dung 

Die Daten werden 

verarbeitet, um 

dem gesetzlichen 
Schutzauftrag bei 

Kindeswohlgefähr-

dung nachzukom-

men und in den vor-

geschriebenen Fäl-
len Kinder oder Ju-

gendliche in Obhut 

zu nehmen. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c und e, 
Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-

GVO i.V.m. 

§§ 8a, 42, 

42a SGB 
VIII 

Mutter, Vater, Kind, 
Jugendlicher, ggf.: 

Vormund, gesetzli-

cher Vertreter, Pflege-

familie, Geschwister, 

Fachkräfte 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-

verbindung, Einkom-
mensverhältnisse, Ver-

mögensverhältnisse, 

Daten zum Versiche-

rungsverhältnis, Ge-

sundheitsdaten, Anga-
ben zur gesetzlichen Be-

treuung, Vormund-

schaft und Pflegschaft, 

Angaben über persönli-

che und familiäre Ver-
hältnisse, Sprache in 

der Familie, Besuch von 

Schule/Kindertagesein-

richtung, Daten zum 

schulischen und berufli-
chen Werdegang 

Die Nichtbereit-

stellung der Da-
ten kann die Ver-

pflichtung des Ju-

gendamtes zur 

Anrufung des Fa-

miliengerichtes 
zur Folge haben. 

andere Behörden 

(z.B. Sozialhilfeträ-

ger, Jobcenter, Ge-

sundheitsamt, Aus-

länderbehörde), 
Gerichte, Be-

treuer/Vor-

mund/Pfleger, Trä-

ger der Jugendhilfe, 

Schulen und Ein-
richtungen der Kin-

dertagesbetreuung, 

Polizei- und Straf-

verfolgungsbehör-

den 

Eine Übermitt-

lung von perso-

nenbezogenen 

Daten an ein 

Drittland i.S.v. 
Art. 13 Abs. 1 lit. f 

DS-GVO kann 

zum Zwecke der 

Erfüllung der ge-

setzlichen Aufga-
ben erforderlich 

werden (z. B. Un-

terbringung im 

Ausland). 

Aufbewah-

rungsfrist: 
100 Jahre (§ 

9b SGB VIII)  

Beginn der 

Frist: Ab Ge-

burtsdatum 
des Kindes 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-
schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-
fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-
renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 
Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 

4 

Allge-

meiner 

Sozialer 

Dienst 

Fachliche Um-

setzung der 
Leistungen und 

Aufgaben der 

Jugendhilfe 

nach dem SGB 

VIII: Mitwirkung 
in gerichtlichen 

Verfahren 

Die Daten werden 
verarbeitet, um die 

gesetzlichen Aufga-

ben durch die Mit-

wirkung im gericht-

lichen Verfahren zu 
erfüllen. 

Art. 6 Abs. 1 
lit. c und e, 

Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-

GVO i.V.m. 

§§ 50-51 
SGB VIII 

Kind, Jugendlicher, 

ggf.: Eltern, Vormund, 

gesetzlicher Vertreter, 

Pflegefamilie, Ge-

schwister, Fachkräfte 

Aktenzeichen, Familien-

name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-
schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-

resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-
enthaltsstatus, Einkom-

mensverhältnisse, Ge-

sundheitsdaten, Anga-

ben zur gesetzlichen Be-

treuung, Vormund-
schaft und Pflegschaft, 

Angaben über persönli-

che und familiäre Ver-

hältnisse, Sprache in 

der Familie, Besuch von 
Schule/Kindertagesein-

richtung, Daten zum 

schulischen und berufli-

chen Werdegang 

Die Folgen der 

Nichtbereitstel-

lung von Informa-

tionen ergeben 

sich nicht unmit-
telbar aus der Zu-

sammenarbeit 

mit dem Jugend-

amt, sondern 

können sich für 
die betroffenen 

Personen ggf. in-

nerhalb des ge-

richtlichen Ver-

fahrens ergeben. 

andere Behörden 

(z.B. Sozialhilfeträ-

ger, Jobcenter, Ge-

sundheitsamt, Aus-
länderbehörde), 

Gerichte, Be-

treuer/Vor-

mund/Pfleger, Trä-

ger der Jugendhilfe, 
Schulen, Polizei- 

und Strafverfol-

gungsbehörden 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 
ein Drittland oder 

an eine internati-

onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-
GVO ist nicht vor-

gesehen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 
100 Jahre (§ 

9b SGB VIII)  

Beginn der 

Frist: Ab Ge-

burtsdatum 
des Kindes 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-
schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-
fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-
renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 
Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 



 

5 

Allge-

meiner 
Sozialer 

Dienst 

Jugendge-
richtshilfe 

Die Daten werden 

verarbeitet, um den 

gesetzlichen Auf-
trag der Jugend-

hilfe im Strafverfah-

ren umzusetzen. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c und e, 

Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-

GVO i.V.m. 
§ 52 SGB 

VIII, §§ 38 

und 50 Ju-

gendge-

richtsge-
setz 

Jugendliche und Her-

anwachsende, Eltern, 

Vormund, gesetzli-
cher Vertreter, Pflege-

familie, Geschwister, 

Fachkräfte 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Einkom-

mensverhältnisse, Ge-
sundheitsdaten, Anga-

ben zur gesetzlichen Be-

treuung, Vormund-

schaft und Pflegschaft, 

Angaben über persönli-
che und familiäre Ver-

hältnisse, Sprache in 

der Familie, Besuch von 

Schule/Kindertagesein-

richtung, Daten zum 
schulischen und berufli-

chen Werdegang 

Die Folgen der 

Nichtbereitstel-
lung von Informa-

tionen ergeben 

sich nicht unmit-

telbar aus der Zu-

sammenarbeit 
mit dem Jugend-

amt, sondern 

können sich für 

die betroffenen 

Personen ggf. in-
nerhalb des ge-

richtlichen Ver-

fahrens ergeben. 

andere Behörden 

(z.B. Sozialhilfeträ-

ger, Jobcenter, Ge-

sundheitsamt, Aus-
länderbehörde) Ge-

richte, Träger der 

Jugendhilfe, Be-

treuer/Vor-

mund/Pfleger, 
Schulen, Polizei- 

und Strafverfol-

gungsbehörden, 

Rechtsanwälte, 

Staatsanwaltschaft, 
Jugendkammer, 

Stellen zur Ableis-

tung der Sozial-

stunden 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 

ein Drittland oder 

an eine internati-
onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-

gesehen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 5 

Jahren, je-

doch mind. 
bis zur Voll-

endung des 

24. Lebens-

jahres des 

Angeklag-
tenBeginn 

der Frist: 

31.12. des 

Jahres, in 

dem das 
letzte Doku-

ment zum 

Akt genom-

men wurde 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 
der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-
fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 
und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 

6 

Allge-

meiner 

Sozialer 

Dienst 

Kindergesund-

heitsschutz 

Die Daten werden 

verarbeitet, um die 

Eltern zur Teil-
nahme an den ge-

setzlich vorge-

schriebenen Früh-

erkennungsunter-

suchungen anzu-
halten. 

Art. 6 Abs. 1 
lit. b DS-

GVO i.V.m. 

§§ 3, 5 

KindGe-

sSchG 

Kind, Eltern 

Aktenzeichen, Familien-

name, Geburtsname, 
Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Ge-

sundheitsdaten, Anga-

ben zur gesetzlichen Be-

treuung, Vormund-
schaft und Pflegschaft, 

Angaben über persönli-

che und familiäre Ver-

hältnisse, Sprache in 

der Familie   

Die Nichtbereit-

stellung der Da-

ten kann die Ver-

pflichtung des Ju-
gendamtes zur 

Anrufung des Fa-

miliengerichtes 

gem. §§ 8a Abs. 2 

SGB VIII oder § 42 

Abs. 3 i.V.m. § 8a 
Abs. 2 SGB VIII 

auslösen. 

andere Behörden 
(z.B. Gesundheits-

amt), Betreuer/Vor-

mund/Pfleger, Trä-

ger der Jugendhilfe 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 
ein Drittland oder 

an eine internati-

onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-
gesehen. 

Zum 31.12. 

des Folgejah-

res 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-
schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-
fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-
zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 
Virenschutzlösungen 



 

7 

Pflege-

kinder-

dienst 

Pflegekinder-

dienst und Be-

reitschafts-

pflege 

Die Datenverarbei-

tung ist zur Akquise 

von Pflegefamilien, 
Vermittlung eines 

Kindes in eine (Be-

reitschafts)Pflege-

familie sowie zur 

Betreuung der Kin-
der und Pflegeel-

tern erforderlich. 

Art. 6 Abs. 1 
lit. c und e, 

Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-

GVO, § 33 

SGB VIII 

Junger Mensch, Pfle-

geeltern, Fachkräfte 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-

verbindung, Einkom-
mensverhältnisse, Da-

ten zum Versicherungs-

verhältnis, Gesundheits-

daten, Angaben zur ge-

setzlichen Betreuung, 
Vormundschaft und 

Pflegschaft, Angaben 

über persönliche und 

familiäre Verhältnisse, 

Sprache in der Familie, 
Besuch von Schule/Kin-

dertageseinrichtung, 

Daten zum schulischen 

und beruflichen Werde-

gang, Eintragungen im 
Führungszeugnis 

Eine Folge der 

Nichtbereitstel-

lung kann sein, 

dass über die Ver-
mittlung in eine 

(Bereit-

schafts)Pflegefa-

milie nicht oder 

nur einge-
schränkt ent-

schieden werden 

kann. 

andere Behörden 

(z.B. Sozialhilfeträ-
ger, Jobcenter, Ge-

sundheitsamt, Aus-

länderbehörde),  

Gerichte, Polizei- 

und Strafverfol-
gungsbehörden 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 
ein Drittland oder 

an eine internati-

onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-
GVO ist nicht vor-

gesehen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 
100 Jahre (§ 

9b SGB VIII)  

Beginn der 

Frist: Ab Ge-

burtsdatum 
des Kindes 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-
schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-
fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-
renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 
Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 



 

8 

Pflege-

kinder-

dienst 

Durchführung 

von Adoptions-

vermittlungs-

verfahren 

Die Datenverarbei-

tung  ist zur Ver-
mittlung von der 

Adoption eines Kin-

des sowie der dies-

bezüglichen Infor-

mation und Bera-
tung notwendig. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c und e, 
Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-

GVO, §§ 

1741 ff 

BGB, Ad-
VermG 

Mutter, Vater, Junger 

Mensch, Adptiveltern 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-

verbindung, Einkom-
mensverhältnisse,  Ge-

sundheitsdaten, Anga-

ben zur gesetzlichen Be-

treuung, Vormund-

schaft und Pflegschaft, 
Angaben über persönli-

che und familiäre Ver-

hältnisse, Sprache in 

der Familie, Besuch von 

Schule/Kindertagesein-
richtung, Daten zum 

schulischen und berufli-

chen Werdegang, Ein-

tragungen im Führungs-

zeugnis 

Eine Folge der 

Nichtbereitstel-

lung kann sein, 
dass über die 

Adoption nicht 

oder nur einge-

schränkt ent-

schieden werden 
kann. 

andere Behörden 

(z.B. Gesundheits-
amt), Gerichte, Trä-

ger der Jugendhilfe, 

Notare, medizini-

sche Versorgungs-

stellen 

Bei einer Aus-

landadoption er-
folgt die Über-

mittlung von Da-

ten an die inter-

nationale Organi-

sation mit Sitz in 
Deutschland 

100 Jahre 

nach dem 
Geburtsda-

tum des 

adoptierten 

Kindes (vgl. § 

9c ADVermiG) 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-
schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-
fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-
renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 
Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 

9 

Pflege-

kinder-
dienst 

Frühe Hilfen 

Die Daten werden 

verarbeitet, um 

Schwangeren und 

jungen Familien 
Hilfe und Unterstüt-

zung zu gewährleis-

ten. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c und e, 

Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-
GVO i.V.m. 

§ 16 SGB 

VIII 

Mutter, Vater, Kind, 
Fachkräfte 

Aktenzeichen, Familien-

name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-
stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-

resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus,  Gesund-
heitsdaten, Angaben zur 

gesetzlichen Betreuung, 

Vormundschaft und 

Pflegschaft, Angaben 

über persönliche und 
familiäre Verhältnisse, 

Sprache in der Familie,  

Daten zum schulischen 

und beruflichen Werde-

gang 

Die Antragsteller 

sind gemäß § 60 

Abs. 1 SGB I ver-
pflichtet, perso-

nenbezogene Da-

ten anzugeben. 

Eine Folge der 

Nichtbereitstel-
lung kann sein, 

dass eine umfas-

sende Beratung, 

Unterstützung 

und Vermittlung 
nicht oder nur 

eingeschränkt er-

folgen kann. 

andere Behörden 

(z.B. Gesundheits-

amt), Hebammen, 

medizinische Ver-
sorgungsstellen, 

Träger der Jugend-

hilfe 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 

ein Drittland oder 

an eine internati-
onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-

gesehen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 

100 Jahre (§ 

9b SGB VIII)  
Beginn der 

Frist: Ab Ge-

burtsdatum 

des Kindes 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 
der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-
fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 
und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 



 

10 

Fachbe-

ratung / 

Aufsicht 
/ Inklu-

sion 

Erziehungsbe-

ratung, Unter-

stützung bei 

der Klärung 

und Bewälti-
gung von fami-

lienbezogenen 

Problemen und 

Erziehungsfra-

gen  

Die Daten werden 

verarbeitet, um Fa-

milien in Erzie-

hungsfragen zu be-
raten und sie ge-

mäß der gesetzli-

chen Aufgaben zu 

unterstützen. 

Art. 6 Abs. 1 

lit.c und e, 

Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-
GVO i.V.m. 

§§ 16, 17 

und 28 SGB 

VIII 

Mutter, Vater, Junger 

Mensch, ggf.:  Perso-
nensorgeberechtigte, 

Geschwister 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus,  Gesund-

heitsdaten, Angaben zur 
gesetzlichen Betreuung, 

Vormundschaft und 

Pflegschaft, Angaben 

über persönliche und 

familiäre Verhältnisse, 
Sprache in der Familie,  

Daten zum schulischen 

und beruflichen Werde-

gang, Besuch von 

Schule/Kindertagesein-
richtung 

Eine Folge der 

Nichtbereitstel-

lung kann sein, 

dass eine umfas-

sende Beratung 
und Unterstüt-

zung nicht oder 

nur einge-

schränkt erfolgen 

kann. 

andere Behörden 
(z.B. Sozialhilfeträ-

ger, Jobcenter, Ge-

sundheitsamt, Aus-

länderbehörde), 

Gerichte, Be-
treuer/Vor-

mund/Pfleger, Trä-

ger der Jugendhilfe, 

Schulen und Ein-

richtungen der Kin-
dertagesbetreuung 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 

ein Drittland oder 

an eine internati-
onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-

gesehen. 

3 1/2 Jahre 

nach dem 

letzten Bera-
tungstermin. 

Im Falle einer 

Anmeldung 

einer Erzie-

hungsbera-
tung, die zu 

keinem Ge-

spräch führt, 

erfolgt die 

Löschung 
nach drei Mo-

naten nach 

Anmeldung. 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 
der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-
fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 
und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 

11 

Fachbe-

ratung / 
Aufsicht 

/ Inklu-

sion 

Heimaufsicht 

und -beratung, 

Schutz von 
Minderjährigen 

in Jugendhil-

feeinrichtun-

gen 

Die Daten werden 

verarbeitet, um das 

Wohl und den 
Schutz der Kinder 

und Jugendlichen 

in der Jugendhil-

feeinrichtung zu ge-

währleisten. 

Art. 6 Abs. 1 

lit.c und e, 
Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-

GVO i.V.m. 

45 SGB VIII 

Mutter, Vater, Junger 

Mensch, Fachkräfte 

Familienname, Geburts-
name, Vorname, Ge-

burtsdatum, Geburts-

ort, Geschlecht, Fami-

lienstand,  Anschrift, Te-

lefonnummer, E-Mail-
Adresse, Staatsangehö-

rigkeit/Nationalität/Mig-

rationshintergrund, An-

gaben über persönliche 

und familiäre Verhält-

nisse, Daten zum schuli-
schen und beruflichen 

Werdegang 

Die Nichtbereit-

stellung der Da-

ten kann zur 
Folge haben, dass 

die Anzeige von 

Mängeln nicht be-

arbeitet werden 

kann. 

andere Behörden 
(z. B. Hessisches Mi-

nisterium für Sozia-

les und Integration) 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 

ein Drittland oder 
an eine internati-

onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-

gesehen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 

100 Jahre (§ 
9b SGB VIII)  

Beginn der 

Frist: Ab Ge-

burtsdatum 

des Kindes 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-
nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-
rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 
und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 



 

12 

Fachbe-

ratung / 

Aufsicht 

/ Inklu-

sion 

Fachaufsicht- 

und beratung  

der Kinderta-

gespflege 

Die Verarbeitung 

der Daten ist not-

wendig, um (ange-

hende) Tagespfle-
gepersonen zu be-

raten, zu qualifizie-

ren und fachlich zu 

überprüfen. Dar-

über hinaus ist die 
Verarbeitung zur 

Durchführung des 

Pflegeerlaubnisver-

fahrens erforder-

lich.  

Art. 6 Abs. 1 
lit. c und e, 

Art. 9 Abs. 1 

lit. b DS-

GVO i. V. m. 

§§ 23, 24, 
43 SGB VIII, 

§ 29 HKJGB  

Tagespflegepersonen 

Aktenzeichen, Familien-

name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-
schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-

resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-
tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Eintra-

gungen im Führungs-

zeugnis, Daten zum Ver-

sicherungsverhältnis, 
Gesundheitsdaten,  An-

gaben über persönliche 

und familiäre Verhält-

nisse, Sprache in der Fa-

milie, Besuch von 
Schule/Kindertagesein-

richtung, Daten zum 

schulischen und berufli-

chen Werdegang 

Nach § 43 Abs. 1 
SGB VIII bedürfen 

Personen, die ein 

Kind außerhalb 

des Haushalts 

des Erziehungs-

berechtigten 
während eines 

Teils des Tages 

und mehr als 15 

Stunden wö-

chentlich gegen 
Entgelt länger als 

drei Monate be-

treuen,  einer Er-

laubnis. Im Rah-

men des Erlaub-
nisverfahrens, 

der Beratung, der 

Qualifizierung 

und der Aufsicht 

ist die Bereitstel-
lung der Daten er-

forderlich; an-

dernfalls kann die 

Pflegeerlaubnis 

nicht erteilt wer-
den bzw. muss 

entzogen werden. 

um Betreuung su-

chende (Eltern, Kin-

der, etc.), andere 

Behörden (z. B. 

Städte und Gemein-
den) 

Eine Übermitt-

lung personenbe-
zogener Daten an 

ein Drittland oder 

an eine internati-

onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 
Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-

gesehen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 10 

Jahre  
Beginn der 

Frist: 31.12. 

des Jahres, in 

dem das 

letzte Doku-
ment zum 

Akt genom-

men wurde 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-
schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 
jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 
Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-
gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 



 

13 

Fachbe-

ratung / 

Aufsicht 

/ Inklu-

sion 

Gewährung 

und Weiterlei-

tung von För-
derleistungen 

zur Schaffung 

und Sicherung 

von Betreu-

ungsplätzen in 
Kindertages-

einrichtungen 

und in der Kin-

dertagespflege 

Die Verarbeitung ist 

notwendig, um das 

Verfahren zur Bean-

tragung von Förder-
leistungen zur 

Schaffung und Si-

cherung von Be-

treuungsplätzen 

durchführen zu 
können und die Mit-

tel an die Zuwen-

dungsempfänger 

weiterleiten zu kön-

nen. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c und e 

DS-GVO i. 

V. m. § 32 d 
HKJGB, §§ 

1 ff. 

KitaFinHG, 

Richtlinien 

des Landes 
Hessen in 

der jeweils 

gültigen 

Fassung 

Zuwendungsempfän-

ger 

Aktenzeichen, Familien-

name, Geburtsname, 
Vorname, Geburtsda-

tum, Geschlecht, Fami-

lienstand, Anschrift, Te-

lefonnummer, E-Mail-

Adresse, Bankverbin-
dung, Angaben über 

persönliche und famili-

äre Verhältnisse 

Soweit die perso-

nenbezogenen 
Daten nicht zur 

Verfügung ge-

stellt werden, 

können die An-

träge auf eine 
Förderleistung 

nicht bearbeitet 

werden. 

Land Hessen 

Eine Übermitt-

lung personenbe-
zogener Daten an 

ein Drittland oder 

an eine internati-

onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 
Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-

gesehen. 

Die Daten 
werden bei 

Vorhaben mit 

einer Zweck-

bindungsfrist 

von unter 10 

Jahren für 10 
Jahre, für 

Vorhaben mit 

einer Zweck-

bindungsfrist 

von 10-20 
Jahren für 20 

Jahre und für 

Vorhaben mit 

einer Zweck-

bindungsfrist 
von über 20 

Jahren für 30 

Jahre gespei-

chert. Die 

Frist beginnt 
zum Schluss 

des Kalen-

derjahres, in 

dem der Vor-

gang abge-
schlossen 

wurde. 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-
schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 
jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 
Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-
gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 

14 

Fachbe-
ratung / 

Aufsicht 

/ Inklu-

sion 

Fachaufsicht- 
und beratung  

der Kinderta-

geseinrichtun-

gen im Land-

kreis, Mitwir-

kung im Be-
triebserklaub-

nisverfahren, 

Wahrnehmung 

der Aufgaben 

zum Schutz von 
Kindern und 

Jugendlichen 

in Kindertages-

einrichtungen 

Die Verarbeitung ist 

zur Erfüllung der 

Aufgaben der Kin-

dertagesstätten-

Fachaufsicht, insbe-
sondere zur Sicher-

stellung einer quali-

tativ hochwertigen 

Förderung von Kin-

dern in Kinderta-
geseinrichtungen , 

notwendig.  

Art. 6 Abs. 1 

lit. c DS-
GVO, §§ 8a, 

24, 45, 46, 

47, 48 SGB 

VIII, §§ 15-

32 HKJGB 

Mutter, Vater, Kind, 

Fachkräfte 

Familienname, Geburts-

name, Vorname, Ge-

burtsdatum, Ge-
schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-

resse, Angaben über 

persönliche und famili-
äre Verhältnisse 

Ohne die Bereit-

stellung der Da-
ten kann eine 

adäquate Bera-

tung und Aufsicht 

nicht stattfinden 

und das Betriebs-

erlaubnisverfah-
ren nicht ord-

nungsgemäß 

durchgeführt 

werden. Im Rah-

men des Bundes-
programms kann 

ohne die Bereit-

stellung der Da-

ten keine Förde-

rung erfolgen. 

andere Behörden 
(z. B. Hessisches Mi-

nisterium für Sozia-

les und Integration) 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 

ein Drittland oder 
an eine internati-

onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-
gesehen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 10 

Jahre  

Beginn der 
Frist: 31.12. 

des Jahres, in 

dem das 

letzte Doku-

ment zum 
Akt genom-

men wurde 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-
schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-
rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-
zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 
Virenschutzlösungen 



 

15 

Fachbe-

ratung / 

Aufsicht 

/ Inklu-

sion 

Pädagogische 

Betreuung in-

nerhalb der 

Eingliederungs-
hilfe für Kinder 

und Jugendli-

che mit einer 

seelischen / 

geistigen / kör-
perlichen Be-

einträchtigung 

nach § 35a SGB 

VIII und SGB IX 

Die Daten werden 
verarbeitet, um (An-

träge auf) die Inan-

spruchnahme von 

Eingliederungshil-

fen zu bearbeiten.  

Art. 6 Abs. 1 

lit. c und e, 

Art. 9 Abs. 2 
lit. b DS-

GVO i.V.m. 

§ 35a SGB 

VIII, 1.,3. 

12. u. 13. 
Kapitel 

SGB IX 

Mutter, Vater, Junger 
Mensch, ggf.: Vor-

mund, gesetzlicher 

Vertreter, Pflegefami-

lie, Geschwister, 

Fachkräfte 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-

verbindung, Einkom-
mensverhältnisse, Ver-

mögensverhältnisse, 

Daten zum Versiche-

rungsverhältnis, Ge-

sundheitsdaten, Anga-
ben zur gesetzlichen Be-

treuung, Vormund-

schaft und Pflegschaft, 

Angaben über persönli-

che und familiäre Ver-
hältnisse, Sprache in 

der Familie, Besuch von 

Schule/Kindertagesein-

richtung, Daten zum 

schulischen und berufli-
chen Werdegang 

Die Antragsteller 

sind gemäß § 60 

Abs. 1 SGB I ver-

pflichtet, perso-

nenbezogene Da-
ten anzugeben. 

Eine Folge der 

Nichtbereitstel-

lung kann sein, 

dass über die im 
Einzellfall geeig-

nete und notwen-

dige Leistung 

nicht entschieden 

werden kann. 

andere Behörden 

(z.B. Sozialhilfeträ-

ger, Jobcenter, Ge-

sundheitsamt, Aus-

länderbehörde), 
Gerichte, Be-

treuer/Vor-

mund/Pfleger, Trä-

ger der Jugendhilfe, 

Schulen und Ein-
richtungen der Kin-

dertagesbetreuung, 

Polizei- und Straf-

verfolgungsbehör-

den 

Die Datenüber-

mittlung an ein 
Drittland kann im 

Rahmen einer ge-

währten Jugend-

hilfemaßnahme 

im Ausland erfol-
gen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 20 

Jahre  
Beginn der 

Frist: 31.12. 

des Jahres, in 

dem das 

letzte Doku-
ment zum 

Akt genom-

men wurde 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-
schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-
fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-
renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 
Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 



 

16 

Wirt-

schaftli-

che Ju-

gend-
hilfe 

Verwaltungs-

rechtliche und 
finanzielle Um-

setzung der 

Leistungen und 

Aufgaben der 

Jugendhilfe 
nach dem SGB 

VIII: - Förde-

rung der Erzie-

hung in der Fa-

milie - Hilfe zur 
Erziehung, Ein-

gliederungs-

hilfe für see-

lisch behin-

derte Kinder 
und Jugendli-

che, Hilfe für 

junge Volljäh-

rige 

Die Daten werden 
verarbeitet um die 

Leistungen und Auf-

gaben der Jugend-

hilfe nach dem SGB 

VIII verwaltungs-
rechtlich und finan-

ziell umzusetzen 

und abzuwickeln. 

Art. 6 Abs. 1 
lit. c und e, 

Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-

GVO i.V.m. 

§§ 16-21 
und  §§ 27-

35a, 41 

SGB VIII 

Mutter, Vater, Junger 

Mensch, ggf.: Vor-

mund, gesetzlicher 

Vertreter, Pflegefami-

lie, Geschwister, 
Fachkräfte 

Aktenzeichen, Familien-

name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-
fonnummer, E-Mail-Ad-

resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-
verbindung, Einkom-

mensverhältnisse, Ver-

mögensverhältnisse, 

Daten zum Versiche-

rungsverhältnis, Ge-
sundheitsdaten, Anga-

ben zur gesetzlichen Be-

treuung, Vormund-

schaft und Pflegschaft, 

Angaben über persönli-
che und familiäre Ver-

hältnisse, Sprache in 

der Familie, Besuch von 

Schule/Kindertagesein-

richtung, Daten zum 
schulischen und berufli-

chen Werdegang 

Die Antragsteller 
sind gemäß § 60 

Abs. 1 SGB I ver-

pflichtet, perso-

nenbezogene Da-

ten anzugeben. 

Eine Folge der 
Nichtbereitstel-

lung personenbe-

zogener Daten 

kann die Versa-

gung einer Leis-
tung oder die 

Nichtbearbeitung 

des Antrags ge-

mäß § 66 abs. 1 

SGB I sein. Bei 
den Eltern kann 

die Nichtbereit-

stellung zur An-

drohung und 

Festsetzung von 
Zwangsmitteln 

führen. Bei den 

Pflegeeltern kön-

nen ohne die Da-

ten die Leistungs-
entgelte nicht 

ausgezahlt wer-

den.  

andere Behörden 

(z.B. Jobcenter, Ge-

sundheitsamt, Aus-

länderbehörde, 
Krankenkassen, 

Rentenversicherun-

gen, Pflegekassen), 

Arbeitgeber, Ge-

richte, Be-
treuer/Vor-

mund/Pfleger, Trä-

ger der Jugendhilfe, 

Schulen und Ein-

richtungen der Kin-
dertagesbetreuung 

Die Datenüber-
mittlung an ein 

Drittland kann im 

Rahmen einer ge-

währten Maß-

nahme der Hilfen 
zur Erziehung im 

Ausland erfolgen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 10 
Jahre  

Beginn der 

Frist: 31.12. 

des Jahres, in 

dem das 
letzte Doku-

ment zum 

Akt genom-

men wurde 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-
schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 
jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 
Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-
gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 



 

17 

Wirt-

schaftli-

che Ju-

gend-

hilfe 

Verwaltungs-

rechtliche und 

finanzielle Um-

setzung der 
Leistungen und 

Aufgaben der 

Jugendhilfe 

nach dem SGB 

VIII: - Vorläufige 
Maßnahmen 

zum Schutz von 

Kindern und 

Jugendlichen 

Die Daten werden 

verarbeitet um die 

vorläufigen Maß-
nahmen zum 

Schutz von Kindern 

und Jugendlichen 

verwaltungsrecht-

lich und finanziell 
umzusetzen und 

abzuwickeln. 

Art. 6 Abs. 1 
lit. c und e, 

Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-

GVO i.V.m. 

§§ 42, 42a 
SGB VIII 

Mutter, Vater, Kind, 
Jugendlicher, ggf.: 

Vormund, gesetzli-

cher Vertreter, Pflege-

familie, Geschwister, 

Fachkräfte 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-

verbindung, Einkom-
mensverhältnisse, Ver-

mögensverhältnisse, 

Daten zum Versiche-

rungsverhältnis, Ge-

sundheitsdaten, Anga-
ben zur gesetzlichen Be-

treuung, Vormund-

schaft und Pflegschaft, 

Angaben über persönli-

che und familiäre Ver-
hältnisse, Sprache in 

der Familie, Besuch von 

Schule/Kindertagesein-

richtung, Daten zum 

schulischen und berufli-
chen Werdegang 

Eine Folge der 
Nichtbereitstel-

lung der perso-

nenbezogenen 

Daten kann bei 

den Eltern zur An-
drohung und 

Festsetzung von 

Zwangsmitteln 

führen. Bei den 

Pflegeeltern kön-
nen ohne die Da-

ten die Leistungs-

entgelte nicht 

ausgezahlt wer-

den.  

andere Behörden 

(z.B. Jobcenter, Ge-

sundheitsamt, Aus-

länderbehörde, 

Krankenkassen, 
Rentenversicherun-

gen, Pflegekassen), 

Arbeitgeber, Ge-

richte, Be-

treuer/Vor-
mund/Pfleger, Trä-

ger der Jugendhilfe, 

Schulen und Ein-

richtungen der Kin-

dertagesbetreuung 

Eine Übermitt-

lung von perso-

nenbezogenen 

Daten an ein 
Drittland i.S.v. 

Art. 13 Abs. 1 lit. f 

DS-GVO kann 

zum Zwecke der 

Erfüllung der ge-
setzlichen Aufga-

ben erforderlich 

werden. 

Aufbewah-

rungsfrist: 10 

Jahre Beginn 
der Frist: 

31.12. des 

Jahres, in 

dem das 

letzte Doku-
ment zum 

Akt genom-

men wurde 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-
schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-
fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-
renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 
Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 
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Wirt-

schaftli-

che Ju-

gend-
hilfe 

Verwaltungs-
rechtliche und 

finanzielle Um-

setzung von 

Eingliederungs-

hilfen nach § 
35a SGB VIII 

und dem SGB 

IX 

Die Daten werden 
verarbeitet um die 

Eingliederungshil-

fen nach dem SGB 

IX verwaltungs-

rechtlich und finan-
ziell umzusetzen 

und abzuwickeln. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c und e, 
Art. 9 Abs. 2 

lit. b DS-

GVO i.V.m. 

§ 35a SGB 

VIII, 1., 3., 
12. u. 13. 

Kapitel 

SGB IX 

Mutter, Vater, Junger 

Mensch, ggf.: Vor-

mund, gesetzlicher 

Vertreter, Pflegefami-

lie, Geschwister, 
Fachkräfte 

Aktenzeichen, Familien-

name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-
fonnummer, E-Mail-Ad-

resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-
verbindung, Einkom-

mensverhältnisse, Ver-

mögensverhältnisse, 

Daten zum Versiche-

rungsverhältnis, Ge-
sundheitsdaten, Anga-

ben zur gesetzlichen Be-

treuung, Vormund-

schaft und Pflegschaft, 

Angaben über persönli-
che und familiäre Ver-

hältnisse, Sprache in 

der Familie, Besuch von 

Schule/Kindertagesein-

richtung, Daten zum 
schulischen und berufli-

chen Werdegang 

Die Antragsteller 
sind gemäß § 60 

Abs. 1 SGB I ver-

pflichtet, perso-

nenbezogene Da-

ten anzugeben. 

Eine Folge der 
Nichtbereitstel-

lung personenbe-

zogener Daten 

kann die Versa-

gung einer Leis-
tung oder die 

Nichtbearbeitung 

des Antrags ge-

mäß § 66 abs. 1 

SGB I sein. Bei 
den Eltern kann 

die Nichtbereit-

stellung zur An-

drohung und 

Festsetzung von 
Zwangsmitteln 

führen. Bei den 

Pflegeeltern kön-

nen ohne die Da-

ten die Leistungs-
entgelte nicht 

ausgezahlt wer-

den.  

andere Behörden 

(z.B. Jobcenter, Ge-

sundheitsamt, Aus-

länderbehörde, 
Krankenkassen, 

Rentenversicherun-

gen, Pflegekassen), 

Arbeitgeber, Ge-

richte, Be-
treuer/Vor-

mund/Pfleger, Trä-

ger der Jugendhilfe, 

Schulen und Ein-

richtungen der Kin-
dertagesbetreuung 

Die Datenüber-
mittlung an ein 

Drittland kann im 

Rahmen einer ge-

währten Maß-

nahme der Hilfen 
zur Erziehung im 

Ausland erfolgen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 10 
Jahre  

Beginn der 

Frist: 31.12. 

des Jahres, in 

dem das 
letzte Doku-

ment zum 

Akt genom-

men wurde 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-
schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 
jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 
Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-
gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 
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Wirt-

schaftli-
che Ju-

gend-

hilfe 

Förderung von 

Kindern in Ta-
geseinrichtun-

gen und in Kin-

dertagespflege 

Die Verarbeitung 

personenbezogener 

Daten ist notwen-
dig, um Kinder in 

Tageseinrichtungen 

und Kindertages-

pflege fördern zu 

können. 

Art. 6 Abs. 1 
lit. c und e 

DS-GVO i. 

V. m. § 22-

24 SGB VIII, 

§ 90 SGB 

VIII, §§ 98 
ff. SGB VIII, 

§§ 25 ff. 

HKJGB, § 

32a und § 

32b 
HKJGB, 

Satzung 

zur Teil-

nahme an 

der Kinder-
tages-

pflege, Er-

hebung 

von Kos-

tenbeiträ-
gen und 

Gewährung 

einer lau-

fenden 

Geldleis-
tung des 

Landkrei-

ses Wal-

deck-Fran-

kenberg in 
der gülti-

gen Fas-

sung 

die mit dem zu be-

treuenden Kind zu-

sammenlebenden El-
ternteile, ggf. Vor-

mund, Kind, Tages-

pflegepersonen, 

Fachkräfte 

Aktenzeichen, Familien-

name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-
tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-

resse, Staatsangehörig-
keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-

verbindung, Einkom-

mensverhältnisse, Da-
ten zum Versicherungs-

verhältnis, Gesundheits-

daten,  Angaben zur ge-

setzlichen Betreuung, 

Vormundschaft und 
Pflegschaft, Angaben 

über persönliche und 

familiäre Verhältnisse, 

Sprache in der Familie, 

Besuch von Schule/Kin-
dertageseinrichtung, 

Daten zum schulischen 

und beruflichen Werde-

gang 

Die Antragsteller 

sind gemäß § 60 

Abs. 1 SGB I ver-
pflichtet, perso-

nenbezogene Da-

ten anzugeben. 

Soweit die perso-

nenbezogenen 
Daten nicht be-

reitgestellt wer-

den, können die 

Anträge nicht be-

arbeitet werden 
bzw. die Geldleis-

tungen nicht an 

die Tagespflege-

person ausge-

zahlt werden. 

andere Behörden 
(z. B. Jobcenter, So-

zialamt, Ausländer-

behörde), Gerichte, 

Kindertageseinrich-

tungen bzw. deren 
Träger und Tages-

pflegepersonen 

bzw. deren Arbeit-

geber, um Betreu-

ung suchende Kin-
der und deren El-

ternteile 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 

ein Drittland oder 
an eine internati-

onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-
gesehen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 10 

Jahre  

Beginn der 

Frist: 31.12. 
des Jahres, in 

dem das 

letzte Doku-

ment zum 

Akt genom-
men wurde 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-
nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-
rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-
zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 
Virenschutzlösungen 



 

20 UVG 

Aufgabenerle-

digung nach 

dem UVG 

Die Daten werden 

verarbeitet zur Ge-
währung von Unter-

haltsvorschussleis-

tungen sowie zur 

Durchsetzung des 

auf das Land über-
gegangenen Unter-

haltsanspruchs ge-

gen den Elternteil, 

bei dem das Kind 

nicht lebt. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c DS-

GVO, §§ 1 
ff. UVG 

Betreuendes Eltern-

teil, Unterhaltspflich-

tige, Kind 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-

verbindung, Einkom-
mensverhältnisse, Ver-

mögensverhältnisse, 

Daten zu Unterhaltsan-

sprüchen/Regressan-

sprüchen, Daten zum 
Versicherungsverhält-

nis, Angaben zur gesetz-

lichen Betreuung, Vor-

mundschaft und Pflegs-

chaft, Angaben über 
persönliche und famili-

äre Verhältnisse, Spra-

che in der Familie, Be-

such von Schule/Kin-

dertageseinrichtung, 
Daten zum schulischen 

und beruflichen Werde-

gang, Sozialversiche-

rungsnummer 

Die Unterhaltsbe-

rechtigten sind 

gemäß § 60 Abs. 1 
SGB I verpflichtet, 

personenbezo-

gene Daten anzu-

geben. Soweit die 

personenbezoge-
nen Daten nicht 

bereitgestellt 

werden, kann der 

Antrag auf die Ge-

währung von Un-
terhaltsvor-

schussleistungen 

nicht bearbeitet 

werden. Die Un-

terhaltspflichti-
gen sind gemäß § 

6 Abs. 1 UVG ver-

pflichtet, perso-

nenbezogene Da-

ten anzugeben. 

andere Behörden 

(z. B. Deutsche Ren-

tenversicherung, 
Krankenversiche-

rung, Jobcenter, 

Bundesagentur f. 

Arbeit, Finanzäm-

ter, Meldeämter, 
Regierungspräsi-

dium), Gerichte, In-

solvenzverwalter, 

Deutsches Institut 

für Jugendhilfe und 
Familienrecht e. V. 

(DIJuF), externe 

Forschungsinsti-

tute,  Arbeitgeber, 

Ausbildungsbe-
triebe, Versiche-

rungsunternehmen, 

Ausländerzentralre-

gister, Bundeszent-

ralregister 

Die Datenüber-

mittlung an ein 

Drittland kann im 

Rahmen der Er-

mittlung des Un-
terhaltspflichti-

gen und dessen 

Adresse erfolgen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 10 
Jahre  

Beginn der 

Frist: 31.12. 

des Jahres, in 

dem das 
letzte Doku-

ment zum 

Akt genom-

men wurde 

Einsatz eines Schließsys-
tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-
schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-
len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-
scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 



 

21 BAföG 

Aufgabenerle-

digung nach 

dem BAföG 

Die Verarbeitung ist 
notwendig, um 

über den Förde-

rungsantrag nach 

dem BAföG ent-

scheiden zu kön-
nen. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. e DS-

GVO i. V. m. 

§ 46 Abs. 3 

BAföG 

Antragsteller, Vor-

mund, Ehegatten und 

Lebenspartner, Eltern 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-

verbindung, Einkom-
mensverhältnisse, Ver-

mögensverhältnisse, 

Daten zum Versiche-

rungsverhältnis, Anga-

ben zur gesetzlichen Be-
treuung, Vormund-

schaft und Pflegschaft, 

Angaben über persönli-

che und familiäre Ver-

hältnisse, Besuch von 
Schule/Kindertagesein-

richtung, Daten zum 

schulischen und berufli-

chen Werdegang, 

Steuer-Identifikations-
nummer, Steuernum-

mer 

Die Antragsteller 

sind gemäß § 60 

Abs. 1 SGB I ver-

pflichtet, perso-

nenbezogene Da-
ten anzugeben. 

Soweit die perso-

nenbezogenen 

Daten nicht be-

reitgestellt wer-
den, kann der An-

trag auf die Ge-

währung von Aus-

bildungsförde-

rung nicht bear-
beitet werden. 

Die Ehegatten/Le-

benspartner und 

Eltern sind ge-

mäß § 47 Abs. 4 
BAföG i. V. m. § 60 

Abs. 1 SGB I ver-

pflichtet, perso-

nenbezogene Da-

ten anzugeben. 

Die Daten werden 

im Rahmen der in-
terkommunalen Zu-

sammenarbeit an 

das Amt für Ausbil-

dungsförderung der 

Stadt Kassel zur Be-
arbeitung weiterge-

leitet. 

Eine Übermitt-

lung personenbe-
zogener Daten an 

ein Drittland oder 

an eine internati-

onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 
Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-

gesehen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 10 

Jahre Beginn 
der Frist: 

31.12. des 

Jahres, in 

dem das 

letzte Doku-
ment zum 

Akt genom-

men wurde 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-
schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 
jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 
Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-
gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 
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Vor-

mund-

schaften 

Führung von 

Amtsvormund-

schaften bzw. 
Pflegschaften 

Die Daten werden 
zur Ausübung der 

durch das Familien-

gericht auf das Ju-

gendamt übertra-

genen Vormund-
schaften bzw. 

Pflegschaften verar-

beitet. 

Art. 6 Abs. 1 
lit. c und e, 

Art. 9 Abs. 1 

lit. c DS-

GVO i. V. m. 

§§ 55-58 
SGB VIII, § 

68 SGB VIII, 

§§ 1773 ff. 

BGB 

Mündel, Eltern, Fach-

kräfte 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-

verbindung, Einkom-
mensverhältnisse, Ver-

mögensverhältnisse, 

Daten zum Versiche-

rungsverhältnis, Anga-

ben zur gesetzlichen Be-
treuung, Vormund-

schaft und Pflegschaft, 

Angaben über persönli-

che und familiäre Ver-

hältnisse, Besuch von 
Schule/Kindertagesein-

richtung, Daten zum 

schulischen und berufli-

chen Werdegang, 

Steuer-Identifikations-
nummer, Steuernum-

mer, Sozialversiche-

rungsnummer, Daten zu 

Unterhaltsansprüchen 

Die Daten werden 

benötigt, damit 

die gesetzlich 
normierte Pflicht 

zur Aufgaben-

wahrnehmung für 

bestellte 

sowie gesetzliche 
Amtsvormund-

schaften bzw. 

Amtspflegschaf-

ten wahrgenom-

men werden 
kann. Wenn die 

erforderlichen 

Daten nicht ange-

ben werden, kann 

eine ordnungsge-
mäße Führung 

der Amtsvor-

mundschaft/ 

Amtspflegschaft 

nicht gewährleis-
tet werden. 

andere Behörden, 

Gerichte, Träger der 

Jugendhilfe, medi-

zinische Versor-

gungsstellen, Schu-
len und Einrichtun-

gen der Kinderta-

gesbetreuung 

Eine Übermitt-
lung personenbe-

zogener Daten an 

ein Drittland oder 

an eine internati-

onale Organisa-
tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-

gesehen. 

Aufbewah-

rungsfrist: 

100 Jahre (§ 

9b SGB VIII)  

Beginn der 
Frist: Ab Ge-

burtsdatum 

des Kindes 

Einsatz eines Schließsys-
tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-
schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-
len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-
scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 
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Bei-

stand-

schaften 

Führung von 

Beistandschaf-

ten 

Die Verarbeitung 

der Daten ist not-

wendig, um den An-
trag auf Einrichtung 

einer Beistand-

schaft bearbeiten 

zu können, um die 

Vaterschaft recht-
lich feststellen zu 

können und den 

Unterhaltsanspruch 

des Kindes geltend 

zu machen. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c DS-

GVO i. V. m. 

§§ 1712 - 

1717 BGB, 
§ 68 Abs. 1 

u. 2 SGB 

VIII 

Mutter, Kind, Jugend-

licher, Vater, von der 

Mutter benannter 

Mann zur Feststellung 
der Vaterschaft 

Aktenzeichen, Familien-
name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Auf-

enthaltsstatus, Bank-

verbindung, Einkom-
mensverhältnisse, Ver-

mögensverhältnisse, 

Daten zu Unterhaltsan-

sprüchen/Regressan-

sprüchen, Daten zum 
Versicherungsverhält-

nis, Angaben zur gesetz-

lichen Betreuung, Vor-

mundschaft und Pflegs-

chaft, Angaben über 
persönliche und famili-

äre Verhältnisse, Spra-

che in der Familie, Be-

such von Schule/Kin-

dertageseinrichtung, 
Daten zum schulischen 

und beruflichen Werde-

gang, Sozialversiche-

rungsnummer 

Soweit die perso-

nenbezogenen 

Daten von den 

Antragstellern 
nicht bereitge-

stellt werden, 

kann eine Bei-

standschaft nicht 

eingerichtet wer-
den. Die Unter-

haltspflichtigen 

sind gemäß § 

1605 BGB ver-

pflichtet, Aus-
kunft zu erteilen. 

andere Behörden 

(z. B. Unterhaltsvor-
schussstelle, DRV, 

Krankenversiche-

rung, Jobcenter, 

Bundesagentur f. 

Arbeit, Finanzäm-
ter), Gerichte,  In-

solvenzverwalter,  

Deutsches Institut 

für Jugendhilfe und 

Familienrecht e. V. 
(DIJuF),  externe 

Forschungsinsti-

tute, Arbeitgeber, 

Ausbildungsbe-

triebe, Versiche-
rungsunternehmen, 

Ausländerzentralre-

gister, Bundeszent-

ralregister 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 

ein Drittland ist 

möglich, z.B. zur 
Ermittlung von 

Daten des Vaters 

Aufbewah-

rungsfrist: 10 

Jahre 
Beginn der 

Frist: 31.12. 

des Jahres, in 

dem die Voll-

jährigkeit 
eingetreten 

ist 

Aufbewah-

rungsfrist für 

Unterhaltsti-
tel: 30 Jahre 

Beginn der 

Frist für Un-

terhaltstitel: 

31.12. des 
Jahres, in 

dem das 21. 

Lebensjahr 

vollendet 

wurde 

Einsatz eines Schließsys-
tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-
schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-
len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-
scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 
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Bei-

stand-

schaften 

Durchführung 

von Beurkun-

dungen 

Die Verarbeitung ist 
notwendig, um die 

gewünschte Beur-

kundung durchfüh-

ren zu können, um 

hieraus folgend das 
Urkundsregister 

und Sorgeregister 

zu führen. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c DS-

GVO i. V. m. 

§§ 59, 60, 

62 Abs. 2 
SGB VIII 

Mutter, Vater, Kind, 

Jugendlicher 

Aktenzeichen, Familien-

name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-
tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-

resse, Staatsangehörig-
keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund,  Spra-

che in der Familie, Ge-

burtenbuch-Nr., Ein-

kommensverhältnisse 

Soweit die perso-
nenbezogenen 

Daten  nicht be-

reitgestellt wer-

den, kann die Be-

urkundung nicht 
vorgenommen 

werden. 

andere Behörden 

(z. B. Standesamt, 

andere Jugendäm-

ter), Bevollmäch-

tigte (z.B. Rechtsan-
wälte) 

Eine Übermitt-
lung personenbe-

zogener Daten an 

ein Drittland ist 

möglich, da häu-

fig die Kinder im 
Ausland geboren 

werden. 

Aufbewah-

rungsfrist: 
100 Jahre  

Beginn der 

Frist: 31.12. 

des Jahres, in 

dem die Ur-
kunde aufge-

nommen 

wurde 

Einsatz eines Schließsys-
tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 
jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 
Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-
gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 
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Bei-
stand-

schaften 

Beratung und 

Unterstützung 

bei der Fest-

stellung der Va-

terschaft und 
der Geltendma-

chung von Un-

terhalts- und 

Unterhaltser-

satzansprü-
chen 

Die Verarbeitung ist 

notwendig, um 

Müttern, Vätern und 

Jungen Volljährigen 

Beratung und Un-
terstützung bei der 

Geltendmachung 

von Unterhaltsan-

sprüchen und ggf. 

der Feststellung der 
Vaterschaft anbie-

ten zu können. 

Art: 6 Abs. 1 

lit. c DS-

GVO i. V. m. 
§§ 1605, 

1594 BGB, 

§§ 18, 52a 

SGB VIII 

Mutter, Vater, Junger 

Mensch 

Aktenzeichen, Familien-

name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-
schlecht, Familien-

stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-

resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-
tionshintergrund,  Ein-

kommensverhältnisse, 

Vermögensverhältnisse, 

Daten zu Unterhaltsan-

sprüchen,  Angaben 
über persönliche und 

familiäre Verhältnisse,  

Daten zum schulischen 

und beruflichen Werde-

gang 

Soweit die perso-

nenbezogenen 

Daten nicht be-

reitgestellt wer-
den, kann eine 

Beratung nicht 

oder nur einge-

schränkt stattfin-

den. 

- 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 

ein Drittland oder 
an eine internati-

onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-
gesehen. 

Aufbewah-
rungsfrist für 

Akten über 

Beratungen 

bei der Fest-

stellung der 

Vaterschaft 
und der Gel-

tendma-

chung von 

Unterhalts- 

und Unter-
haltsersatz-

ansprüchen: 

10 JahreBe-

ginn der Frist: 

31.12. des 
Jahres, in 

dem das 

letzte Doku-

ment zum 

Akt genom-
men 

wurdeAufbe-

wahrungs-

frist für Erst-

anschreiben 
nach § 52 a 

SGB VIII: 18 

JahreBeginn 

der Frist: 

31.12 des 
Jahres des 

Erstanschrei-

bens 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-
nal, regelmäßige Schulung 

der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-
rung der eAkte und Fachver-

fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-
zahl Personen, Festlegung 

und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 
Virenschutzlösungen 



 

26 
Bei-
stand-

schaften 

Führung des 

Sorgeregisters 

und Bescheini-

gung über 
Nichtvorliegen 

von Eintragun-

gen im Sorgere-

gister 

Die Verarbeitung 

der Daten ist erfor-

derlich zur Führung 
des Sorgeregisters 

sowie ggf. zur Aus-

stellung einer Nega-

tivbescheinigung. 

Art. 6 Abs. 1 

lit. c DS-
GVO i. V. m. 

§ 58a SGB 

VIII 

Mutter, Vater, Kind, 
Jugendlicher 

Aktenzeichen, Familien-

name, Geburtsname, 

Vorname, Geburtsda-

tum, Geburtsort, Ge-

schlecht, Familien-
stand, Anschrift, Tele-

fonnummer, E-Mail-Ad-

resse, Staatsangehörig-

keit/Nationalität/Migra-

tionshintergrund, Ge-
burtenbuch-Nr. 

Soweit die perso-

nenbezogenen 

Daten nicht be-

reitgestellt wer-
den, kann eine 

Negativbeschei-

nigung nicht aus-

gestellt werden. 

andere Behörden 
(z. B. andere Ju-

gendämter) 

Eine Übermitt-

lung personenbe-

zogener Daten an 

ein Drittland oder 

an eine internati-
onale Organisa-

tion i.S.v. Art. 13 

Abs. 1 lit. f DS-

GVO ist nicht vor-

gesehen. 

Aufbewah-
rungsfrist für 

Akten über 

die Erteilung 

einer Aus-

kunft über Al-

leinsorge aus 
dem Sorgere-

gister: 3 

Jahre 

Beginn der 

Frist: 3 Jahre 
Aufbewah-

rungsfrist für 

das Urkunds- 

und Sorgere-

gister: 100 
Jahre 

Beginn der 

Frist: 31.12. 

des Jahres, in 

dem die Ein-
tragung er-

folgte 

Einsatz eines Schließsys-

tems für Gebäude und Ge-

schäftsräume, auf Daten-

schutz verpflichtetes Perso-

nal, regelmäßige Schulung 
der Mitarbeiter zum Daten-

schutz, Benutzerkonto für 

jeden Mitarbeiter, Authenti-

fikation mit Passwort, Füh-

rung der eAkte und Fachver-
fahren mit dedizierten Rol-

len- und Rechtekonzept, 

Vergabe von Administrato-

renrechte an minimale An-

zahl Personen, Festlegung 
und Kontrolle organisatori-

scher Abläufe, interner Re-

gelungen und vertraglicher 

Verpflichtungen, Einsatz von 

Virenschutzlösungen 

 

 

 


